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Karikatur: Harm Bengen

Die EU hat begriffen, dass 
sie außenpolitisch aus 
dem Schatten der USA tre-

ten und selbst mehr unterneh-
men muss, um ihre Interessen zu 
vertreten und vor der eigenen 
Haustür für Stabilität und Sicher-
heit zu sorgen. Die Frage ist, ob 
sie sich mit dem Konflikt zwi-
schen Russland und der Ukraine 
die richtige Bewährungsprobe 
ausgesucht hat. Mit einer militä-
rischen Mission in dem osteuro-
päischen Partnerland, mit der 
Ausbildung ukrainischer Solda-
ten, geht die EU ein enormes Ri-
siko ein. 

Dabei ist das Ansinnen grund-
sätzlich nachvollziehbar. Es geht 
darum, nicht nur der Ukraine zu 
zeigen, dass es sich lohnt, auf Eu-
ropa zu setzen. Doch der Gegner 
ist groß, militärisch stark und 
unberechenbar, er pfeift auf in-
ternationale Gepflogenheiten 
und das Völkerrecht. Präsident 
Wladimir Putin wird sich allzu 
gern provoziert fühlen und für 
weitere Eskalation sorgen. 

Marcus Sauer  
zur Ukraine

Bloß nicht 
verheben 

So hätte man Angela Merkel 
gern öfter gehört in den ver-
gangenen 16 Jahren. Sie hat 

sich beim Festakt zur Deutschen 
Einheit nicht auf die üblichen 
Politiker-Floskeln beschränkt, 
sondern ein sehr persönliches 
Fazit gezogen. Es war so etwas wie 
ihr Vermächtnis, in dem sie ein-
gestehen musste, dass die Span-
nungen in der Gesellschaft zuge-
nommen haben. Was nach ihrer 
Überzeugung auch daran liegt, 
dass es mitunter am Respekt vor 
den Erfahrungen der Menschen 
im Osten mangelt. Das mag sein.  

Es ist noch längst nicht zusam-
mengewachsen, was zusammen-
gehört. Was auch daran liegt, 
dass immer wieder über Helmut 
Kohls Satz von den blühenden 
Landschaften gehöhnt, aber 
nicht deutlich gemacht wurde, 
dass diese vielerorts entstanden 
sind. Und zwar auf dem Boden 
eines bankrotten und in weiten 
Teilen zerfallenen Staates. Kaum 
ein anderes Land hätte das leis-
ten können. 

Torsten Henke  
zur deutschen Einheit

Merkels 
Vermächtnis 

In dem Bericht zur Demo der Frau-
enbewegung „Maria 2.0“ blieb lei-
der folgende Einzelheit unerwähnt: 
Bischof Gerber überreichte am 
Domplatz den Demonstranten ei-
nen Korb voll rotbäckiger Äpfel. Da 
die katholische Kirche wie keine 
andere Institution mit viel Symbo-
lik redet, predigt und rituell han-
delt, dürften die überreichten Äpfel 
Träger einer tieferen Botschaft sein.  

Für Interpretationen und Mut-
maßungen bietet sich ein breites 
Feld: Wurden die Äpfel („Könige
der Früchte“) aus besonderer Wert-
schätzung überreicht? Schwer zu 
glauben nach allem, was über die 
Diskriminierung von Frauen aus 
der Bibel, aus kirchlicher Lehre und 
Tradition bekannt ist.  

Soll der Bewegung Maria 2.0 
durch Äpfel als Sinnbild für Herr-
schaft („Reichsapfel!“) angedeutet 
werden, dass Frauen bald Ordinati-
on erteilt, mehr Mitsprache in der 
Kirche gewährt und Zugänge zu hö-
heren Ämtern erlaubt werden?   

Da passt der Apfel zu Maria 2.0 
schon eher als „Zankapfel“! Nicht 
auszuschließen ist auch eine An-
spielung auf den Apfel vom Baum 
der Erkenntnis. Hatte er doch als 
Objekt des Ungehorsams – nach 
biblischer Auslegung – nicht nur 
die Verführung Adams durch Eva 
und die Vertreibung aus dem Para-
dies zur Folge, sondern auch Erb-
sünde und Erbschuld. Könnte den 
Frauen sagen: „Die Äpfel sollen 
euch daran erinnern, warum ihr 
nicht am Altar stehen dürft, denn 
die Frau wurde der Menschheit 
schon einmal zum Verhängnis!“ 

Der katholischen Auffassung von 
Sünde stand der Apfel als Symbol 
der Fleischeslust schon immer sehr 
nahe. Angesichts der kirchlichen 
Sexualfeindlichkeit könnte auch 

diese Deutung zutreffen. So würde 
allein schon der Name eine Aussage 
machen, denn auf Lateinisch heißt 
der Apfel „malus“, übersetzt: 
„schlimm, böse, schlecht“.  

Jedenfalls ist der Apfel auch ein 
Symbol für Maria, die neue Eva, die 
mit der Geburt ihres Sohnes die 
Erbschuld von uns genommen hat. 
Schwer vorstellbar ist aber, dass das 
Geschenk von Äpfeln eine positive 
Geste gegenüber Maria 2.0 sein soll-
te. Möglicherweise wollte man den 
unbequemen Demonstranten ein-
fach nur den Mund damit stopfen.  

Der Apfel galt seit der Antike 
schon als Symbol für Vollkommen-
heit und Einheit. Wenn den Protes-
tierenden damit der gegenwärtige 
Zustand der Kirche symbolisiert 
werden sollte, dann hätten die Bi-
schöfe in diesem Jahr statt Äpfel 
besser Pflaumen überreichen sol-
len, denn in meiner katholischen 
Kirche ist ebenfalls der Wurm drin. 

Linus Steinwachs 
Eiterfeld 

Zum Artikel „Wir bleiben laut“ 
(24. September, Seite 3). 

Die Äpfel  
des Bischofs

DIE MEINUNG DER LESER

D
er skurrile Appell der 
britischen Regierung ist 
für einen deutschen In-
vestmentbanker, einen 
Politikwissenschaftler 

und einen Mediziner aus Deutsch-
land, die in Großbritannien leben 
und arbeiten, ungewöhnlich: „Es 
gab niemals eine bessere Zeit, die 
Art von Fernfahrer-Job zu finden, 
den sie wollen.“ Von der Börse oder 
dem College hinter das Volant ei-
nes Lasters? Fraglich, ob die hoch 
qualifizierten Germanen das wol-
len. Aber der bizarre Appell der Re-
gierung an Deutsche, die ihren 
Führerschein vor 1999 erworben 
haben und deshalb Kleinlaster bis 
zu 7,5 Tonnen fahren dürfen, zeigt 
das ganze Ausmaß einer Versor-
gungskrise, die derzeit das briti-
sche Königreich erschüttert.  

Nach Pandemie, Brexit und ver-
schärften Einwanderungsregeln 
fehlen 100 000 Fernfahrer auf der 
Insel. Treibstoff ist knapp, Regale 
in Supermärkten bleiben leer, Fast-
Food-Ketten müssen ihr Angebot 
einschränken, der Müll bleibt lie-
gen, Schlachtvieh muss verbrannt 
werden und Apotheken klagen 
über fehlenden Nachschub von 
Medikamenten.  

Ein Ergebnis der kurzsichtigen 
Politik von Boris Johnson. Der 
lehnt trotz akuten Fachkräfteman-
gels eine Lockerung der seit dem 
Brexit verschärften Einwande-

rungsgesetze ab.  
Zu den Versuchen, die Lage zu 

verbessern, hat sich der Premier ei-
genwillige Maßnahmen einfallen 
lassen, zu denen auch der Aufruf 
hinters Laster-Lenkrad an die 
Deutschen im Land gehört. Die 
meisten der hoch qualifizierten 
Adressaten nahmen das spleenige 
Angebot mit Humor. Immerhin 
will Johnson für 300 Tanklastfah-
rer und 10 500 weitere Fachkräfte 
befristete Visa ausgeben. Fraglich, 
ob das ausreicht. 

Der Premier will unter allen Um-
ständen die Einwanderer draußen 
halten und hofft darauf, dass aus-
reichend Engländer Fernfahrer 
werden. Immerhin winken Einstei-
gern Begrüßungsgelder von 2000 
Pfund und Jahresgehälter von über 
50 000 Pfund. Ob das die Briten zu 
einem Volk der Trucker werden 
lässt, darf man bezweifeln. Und 
auch die deutschen Akademiker lä-
cheln mit Ironie über das eigenwil-
lige Headhunting. 

Die ersten Demos sind auf der 
Straße. Ob es Johnson gelingt, mit 
seinen Maßnahmen „ein kaputtes 
Wirtschaftsmodell im Vereinigten 
Königreich zu beenden, das auf 
niedrigen Löhnen, geringer Quali-
fikation und niedriger Produktivi-
tät beruhte“ zu neuer Blüte zu brin-
gen, ist höchst fraglich. Viel einfa-
cher wäre der Verbleib in der EU ge-
wesen. 

Boris Johnson hat den  
Arbeitsmarkt falsch eingeschätzt, 
glaubt Volker Feuerstein

Krise in England 
ist selbstgemacht

Karikatur für Lesewert-Projekt
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Die TED–Telefonnummern für die aktuelle Umfrage von Seite 1 lauten: 
für Ja: 01379 79 00 81, für Nein: 01379 79 00 82 
Ihr Anruf wird bis heute, 18 Uhr, gezählt. Das Ergebnis der Umfrage erscheint in der nächsten 
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19,3 %Ja 

80,7 %Nein

Bahnfahren wird ab Dezember im Fernverkehr im Durchschnitt 
um 1,9 Prozent teurer. 

Ist die Erhöhung der Preise für 
Bahntickets angemessen?

Insgesamt 964 Teilnehmer 
(Auflösung der Frage vom Wochenende, Ergebnis nicht repräsentativ)

M
it einer seiner letzten 
Weichenstellungen 
vor der Sitzungspause 
und den Neuwahlen 
zum Parlament hatte 

im Sommer der Deutsche Bundes-
tag eine Gesetzesänderung be-
schlossen, durch die das Problem 
der ungeklärten Kostenträger-
schaft beseitigt wurde, wenn Men-
schen mit Behinderung im Kran-
kenhaus Begleitung durch vertrau-
te Personen benötigten. Kosten-
pflichtig ist nun die gesetzliche 
Krankenversicherung.  

Bisher war eine Kostenübernah-
me nur sichergestellt, wenn die Be-
gleitung in Form einer persönli-
chen Assistenz im Arbeitgebermo-
dell organisiert war. Das heißt, sie 
fungieren in dem Fall als Arbeitge-
ber und nehmen ihren Angestell-
ten einfach mit an den Ort, an dem 
sie sich aufhalten – in diesem be-
sonderen Fall eben das Kranken-
haus. Menschen mit Handicap je-
doch, die üblicherweise ohne As-
sistenz klarkamen, konnten bisher 
also nicht darauf bauen, dass ihre 
Krankenversicherung für die Kos-
ten eintrat, wenn im Falle einer sta-
tionären Aufnahme eine Beglei-
tungsperson im Krankenhaus mit 
aufgenommen werden sollte.  

Dabei bedeutet die Nähe einer 
Vertrauensperson für Menschen 
mit Behinderung in solch außerge-
wöhnlichen Situationen wie ei-
nem Krankheitsfall und medizini-

scher Behandlung – noch dazu ver-
bunden mit dem Herausgerissen-
Sein aus dem üblichen Alltag und 
der vertrauten Umgebung – wo-
möglich eine entscheidende Stabi-
lisierung für Personen mit Ein-
schränkungen. Ärztliche Behand-
lungen sind für die Betroffenen 
ganz sicherlich kleinere Hürden, 
wenn sie sich mit eigenen Vertrau-
enspersonen über deren Notwen-
digkeit besprechen können – ja 
schon allein die Anwesenheit einer 
solchen Begleitung kann viel Stress 
und Unsicherheit aus der Situation 
nehmen und für Entspannung sor-
gen. Denn angesichts des üblicher-
weise in Krankenhäusern leider 
herrschenden Zeitdrucks und des 
Personalmangels käme es unge-
achtet aller Einfühlsamkeit von 
Ärzten und Pflegekräften sicher 
immer wieder zu Situationen, in 
der nötige Zeit fehlt, wenn ein 
Mensch mit Einschränkungen 

Vorgänge um ihn herum nicht ver-
steht, als bedrohlich wahrnimmt 
und dadurch in Angst- und Erre-
gungszustände kommt und somit 
mehr Aufmerksamkeit bedarf, als 
eigentlich zur Behandlung not-
wendig und vorgesehen ist.  

Eine Diagnosestellung und die 
nötigen Behandlungsschritte sind 
dann kaum zu bewerkstelligen, 
wenn nicht eine Begleitperson, die 
das Vertrauen des Patienten ge-
nießt, durch Anwesenheit beruhi-
gend wirkt oder – darüber hinaus – 
die Kommunikation mit dem be-
hinderten Menschen übernimmt 
und ihm die nötigen Schritte des 
Arztes und des Pflegepersonals er-
klärt. Oft sind dazu ja sogar bei den 
Menschen mit Einschränkungen 
besondere Kommunikationsfor-
men nötig, wenn beispielsweise ei-
ne Sinnesbehinderung vorliegt 
oder nur die genaue Kenntnis über 
die Persönlichkeit des betroffenen 
Menschen einen Zugang zu ihm 
überhaupt ermöglicht.  

Die Abgeordneten des Bundesta-
ges haben mit dieser Entscheidung 
zum Abschluss der mittlerweile 
vergangenen Legislaturperiode ein 
gutes Werk in Hinblick auf eine in-
klusive Gesellschaft getan, die 
auch davon lebt, dass die Schwä-
cheren mitgenommen werden 
und Hilfen erhalten, die sie zur un-
beschränkten Selbstbestimmung 
und Teilhabe – auch im Krank-
heitsfall – benötigen.                

Der Gastautor ist  
Diözesan-Caritasdirektor  

in Fulda

Die gesetzliche Regelung der Finanzierung einer Assistenz im Krankenhaus  
hilft Menschen mit Handicap im Falle von Krankenhaus-Aufenthalten.

Dr. Markus Juch

Verlässlich die Regeln sichergestellt
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